
Dıie prıvate (freie) Schule und ıhre Lehrkräfte
Der Deutsche Philologen-Verban un die Arbeitsgemeinschaft der Ver-
an gemeinnütziger Privatschulen 1n der Bundesrepublı haben o
melınsam folgendes MEMORANDUM
über die prıvate Schule ‚al ihre Lehrkräfte veroöffentlicht:

In Übereinstimmung m1t ATT des Bonner Grundgesetzes, der Länderver-
einbarung ber das Privatschulwesen VO 1951 und den modernen
Privatschulgesetzen der Länder ist davon auszugehen, dal d1ıe gemein-
nutzıge Privatschule eute gleichberechtigt neben der öffentlıchen Schule
steht. Dies bedeutet eıne sich gegenselt1ig ergänzende Zusammenarbeıt
der Erziehung und Bildung der deutschen Jugend.
Die gemeıinnützige Privatschule muß el ach ihrem Grundcharakter
tür ihre Arbeit eın entsprechendes Mal ireler Gestaltungsmöglichkeit
1n Anspruch nehmen. Sıe hat aufig eın eıgenes pädagogisches er
das ihrer Erziehungsarbeit zugrunde 1e und vielfach weltanschaulich
geprägt ist
Die Verwirklichung solcher 1ele ist T3 UT miıt eınem ehrkörper möglich,
der sich persönlich auf diese 1ı1ele einstellt. Damıt ist das UG dAle Prıvat-
schule grundlegende Prinzip der freien Lehrerwahl egeben.
Die Privatschulen erkennen die Bedeutung des normalen Vorbi  ungs-
ganges der Lehrkräfte A daneben können S1e nıcht darauf verzichten,
daß die Arbeit ireler Erzieherpersönlichkeiten ebenfalls möglich ıst, die
eınen eigenen Weg ihrem eru sind oder ihre pädagogische
Ausbildung 1M Rahmen eıner Privatschulbewegung erhalten haben
Das Dienstverhältnis zwıschen dem Lehrer der privaten Schule und
dem Unterhaltsträger beruht qaufi einer freien Vereinbarung. Jede prıvate
Schule ist eine Einrichtung VO besonderem Charakter, der sich bel den
einzelnen Schulen ın verschiedener Weise ausprägt un VT Bekenntnis
und Weltanschauung bis ZADL Methodischen und Unterrichtlichen reicht
Die prıvate Schule erwartet VO  > dem Lehrer, daß ET sich grundsatzlıc
ihrer Eigen Qrt anpaßt.
Dieser Bereitschafit des Lehrers muß die der Schule entsprechen; jeder

Der Arbeitsgemeinschaf{ft der erDande gemeinnütziger Privatschulen ın der
Bundesrepublik gehören olgende erbande Trbeltsgemenns  ait van-
els:  er chulbünde; Arbeitsgemeinschaf{t Bayerischer Klöster; Direktoren-
vereinıguns Deutscher Ordensgymnasıen und Iinternate: Bischofliche Zen-
rale fur Ordensschulen; und der Frelen Waldorfschulen K Verband
Deutscher Privatschulen V 9 Vereinigung eutscher Landerziehungsheime
Diıe Arbeitsgemeinschaft verirı Nnu  — die Ial gemeinnutziger Grundlage —
eitenden Privatschulen. S1e befaßt sich N1C| mıf Erwerbsunternehmen, die
Schulbetriebe des G ewımnes unterhalten
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Lehrer mu ß vollberechtigtes ıtglıe des Lehrerkollegiums als eıner pa-
agogischen Arbeitsgemeinscha{fit sSenın.
Die gesamte Tätigkeıit des Lehrers der prıvaten chule hat den Cha-
rakter des gegenseitı1gen Vertrauensverhältnisses. 1eser Sachverhalt mul
auch 1m ıenstverirag des Lehrers Z Ausdruck kommen In jedem Fall
wird deshalb der Dienstvertrag des Lehrers der prıvaten chule eine Be-
stimmung enthalten mussen, die sınngemäß 1ın folgender Formulierung
ZU Ausdruck omm

„Der Lehrer erklart sıch bereiıit un ist gewillt, Seıne gesamte Un-
terrıchts- un Erziehungsarbeit 1m Greiste der Schule gewissenhaft

eriullen Kr wird se1ine Tätigkeit ach den An{iforderungen der
Schulleitun un 1n kollegıialem Einvernehmen miıt den anderen
Lehrkräften der chule durchiühren.“

Bel einem grundlegenden Zerfall des Vertrauensverhältnisses muß bel-
den Teilen diıe Kündıgung des Vertrages möglich sSsein Bei privatrecht-
iıchen Dienstverträgen kommen dıe Kündigungsbestimmungen des BGB
(S& 622, 026) SOWI1e die Kündigungsschutzgesetze ın Betracht Der Lehrer
sollte sich erst dann Z Abschluß eines Testen Dauervertrages mı1t eıner
prıvaten Schule entschließen, WeNnnNn sicher an sSeın glaubt, sıch ohne Be-
denken dauernd Un vorbehaltlos der Eigenart der betreiffenden Schule

und einordnen können.

Grundlegend für die Sicherstellung der Lehrkräfte den prıvaten Schu-
len ist Art Abs atz „Die Genehmigung (prıvater Ersatzschu-
en) ist Versagen, wWwWenn die wirtschaftlı un rechtliche un der
Lehrkräfte ıcht genügen gesichert 15 ach der Ländervereinba-
rung VO 1 1951 ber das Privatschulwesen unterliegt die Entschei-
dung darüber, Wnr weilchen Voraussetzungen Cd1e wirtschaftliche und
rechtliıche ellung der Lehrkräfite genügend ges1ı  er 1st, allgemeın und
ım Einzelfall 1ım Rahmen des Grundgesetzes den Unterrichtsverwaltun-
gen der Länder.
Die prıvaten Schulen erkennen den NSpPruCc iıhrer Lehrkräfte aut recht-
ıche und wirtschaftliıche ean uneingeschränkt ıne solche ıchne-
rung entspricht dem eıgensten Interesse dieser Schulen. ıne ruhige D
aktıve Arbeit der Lehrkrä{ite ist Nnu dann möOglıch, G1E für sich und
ihre Familie den ihrem Stand und ihrer Auigabe entsprechenden Lebens-
bedartf gewährleistet wissen.

Dıe rechtlic ıcherung
Zur reC|  ıchen Sicherung gehört ıne are Umschreibung der hbeidersel-
igen Rechte und Pflichten Deshalb muß 1n jedem auch bei
Dienstverhältnissen, die auf kürzere Dauer angelegt sıind eın schrift-
er Vertrag zwıschen den Partnern abgeschlossen werden. In diesem
schriftlichen Dienstvertrag sınd VOT em ZUu regeln:
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Inhalt un  ©X Umf{fang der Arbeit
D) die ellung ZU Schulleitung

der nspruc auft Urlaub bzw Ferien
das undıgungsrec

e) die wirtschaftliche Sicherung.
Z Z A WITriIScChHhaiftliceheaen Sicherung 1 m besonderen
Die wiıirtschaftliıche Sicherung mu sıch insbesondere aufi iolgendes —_
strecken
a) die egelung der Vergütung

die Gewährung Von Krankheitsbeihilfen
©) dıie Vorsorge für Invalidıtät un Alter

DE P Ma ET WE RS  attililıch en e ErUnNE
der Liehrkräfte und 1Nre Voraussetzungen

Die Irelen Schulen streben eine dem Offentlichen Dienst gleichwertige
wiırtschaftliche Sicherung ihrer Lehrkräflfte Es ist nu ıne bekannte
Tatsache, daß dıe Aufwendungen für beamtenmäßige enalter und Ruhe-
enakter der Lehrkräfte TÜr sıch alleın Prozent der Gesamtaus-
gaben einer Schule betragen. Keıine Privatschule, d1e auf gemeiınnütziger
Grundlage arbeitet, D diese Last au  IN e]ıgenen Krätliten tragen. Die den
Privatschulen iIrüher selbstverständliche „SelbstfÄnanzierung“ aus e]ge-
Ne) Vermögen (Stiftungen, Ordensvermögen USW.) ist iın unserer eıt
praktisch öglı geworden. Der hinter den Grundre  te des Bonner
Grundgesetzes stehende ernste E  — Verwirklichung der kulturellen
Freiheit annn ın der gegenwartigen Sıituation jgNUL realısiert werden,
WwWenn der Staat den Irägern freler kultureller Einrichtungen Anteil
den Steuermitteln gewährt Diıie gewährte Offentliche Fınanzhilfe kommt
entsprechend dem en Ante:il der Personalkosten Gesamtaufwand
jeder Schule wel überwlegend den Lehrkräften zugute. Andererseits ıist
d1ie ewährung beamtenmäßiger Besoldung und Versorgung SOWI1e entft-
sprechender Beihilfen RL,  — mögliıch, WeNnn un. dafuüur ausreichende Zr
schuüsse HMießen.
Angesichts des damıt gekennzeichneten Sachverhalts Sind der Deutsche
Philologen-Verband und d1e Arbeitsgemeinschaft der Verbaäande gemein-
nüutzıger Privatschulen 1n der Bundesrepublik ein1ıg ın der Forderung
Staat und Kommunen, den gemeinnutzigen prıvaten Schulen ausreichende
Offentliche Finanzhilfen gewähren, damıt d1ıe ellung der Lehrkrä{f-
LE und deren Altersversorgung gesichert werden können.

Arbeitsgemeinschaft der erbande
Deutscher Philologen-Verban gemeinnuütziger Privatschulen:

SEeZz Dr alter Dederich QEZ Hellmut Becker, Rechtsanwalt
BEZ Dr es
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